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5. Studienausschuss und Studiendekan
Jeder Fachbereichsrat setzt einen Studienausschuss ein, in dem 
Professoren, Studierende und wissenschaftliche Mitarbeiter/ 
innen gleiche Stimmenanteile haben. Die Größe des Studien­
ausschusses soll 12 Mitglieder nicht übersteigen. Zusätzlich 
können administrativ-technische Mitarbeiter/innen mit bera­
tender Stimme an den Sitzungen des Studienausschusses teil­
nehmen. Den Vorsitz führt die/der Studiendekanin/Studien- 
dekan. Der Studiendekan/die Studiendekanin ist insbesondere 
verantwortlich für die Organisation der Lehre, der Studienbe­
ratung und die Organisation des Mentorensystems.

6. Frauenbeauftragte des Fachbereichs
Die Frauenbeauftragte des Fachbereichs gehört dem Fachbe­
reichsrat mit beratender Stimme an.

Diese Grundordnung tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft.

Darmstadt, 10. November 2000
Der Präsident der Technischen Universität Darmstadt 
Prof. Dr.-Ing. Johann-Dietrich W Ö r n e r
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Wahlordnung der Technischen Universität Darmstadt vom
24. November 2000
Gemäß § 94 Abs. 1 Nr. 1 des Hessischen Hochschulgesetzes geneh­
mige ich die o. a. Ordnung. Sie wird nachstehend bekannt gegeben.

Wiesbaden, 21. Dezember 200Ö
Hessisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 
H II 1.2 — 410/03 (02) — 331

StAnz. 2/2001 S. 85

Die Wahlordnung der Technischen Universität Darmstadt vom
25. November 1993 (ABI. 1994, S. 982) erhält folgende Fassung:

§1
Geltungsbereich

(1) Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen
a) zur Hochschulversammlung
b) zu den Fachbereichsräten (FBR)
c) zum Senat
d) zu den Fachbereichsausschüssen
e) zu den Direktorien der wissenschaftlichen und technischen 

Einrichtungen
f) zum Hochschulversammlungsvorstand_____
sowie für die Wahl bzw. die Abwahl der Uiüversitätspräsidentin 
bzw. des Universitätspräsidenten und für die Wahl der Vizepräsi­
dentinnen und Vizepräsidenten.
(2) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder nach Abs. 1 a, b und e 
beginnt am ersten Tag des auf die Wahl folgenden Semesters, die 
Amtszeit der Mitglieder nach Abs. 1 c und d beginnt sechs Wochen 
später. Die Amtszeit der Studierenden beträgt ein Jahr.

I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 2

Wahlverfahren
(1) Wahlen werden als Umenwahl durchgeführt. Briefwahl ist auf 
Antrag zulässig.
(2) Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen enden jeweils 
um 16.00 Uhr des Ablauftages. Fällt der letzte Tag einer Frist auf 
einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so endet die 
Frist am nächsten Werktag.
(3) Arbeitstage sind die Werktage mit Ausnahme des Samstags.
(4) Die Wahlen werden an nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen 
durchgeführt.

§3
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind:
1. der Wahlvorstand,
2. die Kanzlerin oder der Kanzler als Wahlleiterin oder als Wahl­

leiter.

(2) Im Falle der Verhinderung der Kanzlerin oder des Kanzlers be­
stellt die Präsidentin oder der Präsident die Wahlleiterin oder den 
Wahlleiter.
(3) Der Wahlvorstand kann zur Durchführung der Wahlhandlung 
Wahlausschüsse bilden (§7).
(4) Der Wahlvorstand und die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfspersonen heranziehen 
(Wahlhelfer).
(5) Die Tätigkeit im Wahlvorstand und in den Wahlausschüssen ist 
ehrenamtlich. Die Mitglieder des Wahlvorstandes und der Wahl­
ausschüsse sowie die Wahlhelfer sind zur unparteiischen und ge­
wissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet.
(6) Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber und Vertrauensleute 
für Wahlvorschläge sollen nicht dem Wahlvorstand angehören.

§4
Wahlvorstand

(1) Der Wahlvorstand hat vier Mitglieder.
(2) Dem Wahlvorstand gehört je eine Vertreterin oder ein Vertre­
ter der in der Hochschulversammlung vertretenen Gruppen an 
(§ 8 Abs. 3 HHG).
(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes werden von den Vertrete­
rinnen und Vertretern ihrer Gruppe in der Hochschulversammlung 
jeweils zu Beginn des Sommersemesters dem Hochschulversamm- 
lungsvorstand benannt. Für jedes Mitglied ist zugleich eine Stell­
vertreterin oder ein Stellvertreter zu benennen.
(4) Benennt eine Gruppe die von ihr zu entsendenden Mitglieder 
des Wahlvorstandes nicht oder nicht rechtzeitig, werden die feh­
lenden Mitglieder des Wahlvorstandes und ihre Vertreterinnen 
und Vertreter vom Hochschulversammlungsvorstand benannt. Die 
nach Satz 1 Benannten müssen nicht der Gruppe angehören, die 
von ihrem Entsendungsrecht in den Wahlvorstand keinen Ge­
brauch gemacht hat.
(5) Scheidet ein Mitglied des Wahl Vorstandes oder eine Vertreterin 
oder ein Vertreter vorzeitig aus, gilt Abs. 4 entsprechend.
(6) Die Amtszeit des Wahlvorstandes beträgt zwei Jahre. Sie be­
ginnt mit dem auf die Benennung folgenden Wintersemester.
(7) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden, deren/dessen Stellvertreterin oder Stellver­
treter und eine Schriftführerin oder einen Schriftführer. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet das vom jüngsten Mitglied zu ziehende 
Los.
(8) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit einfacher 
Mehrheit der Anwesenden.
(9) Soweit diese Wahlordnung nichts anderes bestimmt, richtet 
sich das Verfahren des Wahlvorstandes nach den §§ 13 Abs. 1 und 
14 Abs. 1 HHG.

§5
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl verantwortlich. Die Aufgaben der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters bleiben unberührt.
(2) Der Wahlvorstand nimmt die ihm durch diese Wahlordnung 
übertragenen Aufgaben wahr. Er beschließt über die Regelung von 
Einzelheiten der Wahldurchführung.
(3) Der Wahlvorstand beschließt insbesondere über
1. die Bestimmung des Wahltermins und der Wahllokale,
2. den Termin zur Einreichung der Vorschlagslisten,
3. die Bildung von Stimmbezirken,
4. die Prüfung, Zulassung und Bekanntmachung der Vorschlags­

listen,
5. Einzelheiten der Offenlegung des Wählerverzeichnisses,
6. Berichtigung des Wählerverzeichnisses,
7. die Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses,
8. die Zuteilung der Sitze,
9. * Wahlanfechtungen.
(4) Zu den Beschlüssen nach Abs. 3 Nr. 1, 2 und 5 ist die Zustim­
mung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters erforderlich.
(5) Verhandlungen des Wahl Vorstandes sind im Rahmen des ver­
fügbaren Sitzungsraumes öffentlich. Für die Auszählung der 
Stimmen kann die Öffentlichkeit auch ausgeschlossen werden, 
wenn dies aus technischen Gründen oder zur Wahrung des Wahl­
geheimnisses geboten ist.
(6) Beschlüsse des Wahlvorständes sind durch Aushang und gege­
benenfalls auf andere Weise universitätsöffentlich bekannt zu ma-
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chen Vorschlagslisten werden ohne Geburtsdatum und Matnkel- 
nummer der Bewerberinnen oder Bewerber veroffentlic • 
m  Die Wahlbekanntmachung mit den Beschlüssen des Wahlvor- 
Stands über Termine und Ausschlussfristen ist mindestens drei 
Wochen vor Ablauf der ersten Frist zu veröff entliehen.

§6
Aufgaben der Wahlleiterin oder des Wahlleiters

(1) Die Wahlleiterin oder der Waldleiter ist für die Jech ^c  e ot-

m  s « / «  « « *

§7
Aufgaben der Wahlausschüsse

D i. Wahlausschüsse soreen K t d i. J S S t

Vorstand eingesetzt.
§ 8

Wahlberechtigung 
(Aktives Wahlrecht)

m  Wahlberechtigt sind die einer Gruppe nach § 8 Abs. 3 und 4

MitArbeiterinnen oder Mitarbeiter sowie adminis­
trativ-technische Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter nicht mehr in 
das Wählerverzeichnis aufgenommen, wenn deren Einstellung, 
S steU ung^der Ernennung nach dem in Satz 1 genannten Zeit­
punkt erfolgt.
j , . . . .:a 7 „oPhöriekeit von Wahlberechtigten zu einer
Ändert sich indiesem Absatz genannten Zeitpunkt, so kann 
Gruppe wähl auf Beschluss des Wahlvorstan-

w. k «  ^ . . u b e d « .
das Wahlrecht in der Gruppe aus, der sie bisher angehorten

(5) Das

verschoben oder die Wahl wiederholt wird.
(6) Gegen die Nichteintragung oder die Eintragung einer ^ sc h e n

Ä S Ä Ä Ä Ä

verzeichms berichtigt.
(7) Gegen die E in t r a ^ g  einer P ^ o n m

^ “ ^ d ^ ä f e S e S S  des Wählerverzeichnisses Widerspruch 
Ä S S S w e r i .  Die Betroffenen sollen dazu 
beim Wa JLr Wahlvorstand deren Streichung aus

S Ä S t -  « ■ - «  “ Ä Ä S l  Berich-

Wahlvorstand eingelegt werden. Die Betroffenen sollen dazu

schenzeithch ££ innerhalb einer Ausschlussfrist von drei
&  n a c r Ä ^ S t i g u n g  Widerspruch beim Wahlvor­
stand etagelegt werden. Abs. 6 Satz 2 güt entsprechend.

• __ _ i____ Irnnnpn die Bei

2 Ä S Ä  mit der Vertretung ihrer künftigen 
Professorenstelle beauftragten Personen.
(4) Wer in mehreren der in Abs. 1 genannten Grappen wahlbe-

» “SSSSöSÄÄsiss:
S S Ä Ä S ä H ;
hungsurlaub und Freistellungen nach § 81 Abs. 4 UHU tror 
schungssemester).

§9
Wählbarkeit 

(Passives Wahlrecht)
Ä L h lb a r cind alle Wahlberechtigten in ihren jeweiligen Gruppen.

W  § 10
Drittmittelbedienstete

Aus Mitteln Dritter bezahlte hauptberufliche Mitarbeiterinnen

H c ^ s S ^ e  g^eichgestriU unc^esitM ^dam it das'aktive'und das 

passive Wahlrecht.
§ 11

Wählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des Wahlrechts se t*  die 
Wählerverzeichnis voraus (§ 14 Abs. 1 Satz 1 HHG).
Verzeichnis gliedert sich entsprechend § 8 Abs. 3 HHG in 4 Grap
pen:
Gruppe I = Professorengruppe 
G ruppeü = Studierende
G ruppein  = wissenschaftliche Mitglieder 
Gruppe IV = administrativ-technische Mitglieder 
171 Das Wählerverzeichnis wird drei Wochen vor dem Wahltenmn 
lesSüossen E^ muss an mindestens fünf nicht vorlesungsfreien 
Arbeitstagen vor der Schließung offengelegen b a b a , 
n i  Der Wahltermin ist so zu bestimmen, dass zwischen dem letz­
ten Tag der Rückmeldung für Studierende und d e m T a g - ^ M i  
das Wählerverzeichnis geschlossen wird, mindestens fünf Arbeits

! i f  n!o Fintraeune von Studierenden in das Wählerverzeichnis ist 
im Falle eineraiachträglichen Immatrikulation oder Rückmeldung 
Ws r a d ^  Wochen vor Offenlegung des Wählerverzeichnisses 
möglkh Gleichfalls werden Professorinnen oder Professoren, wis-

die Entscheidung a »  ----
,Q, N„ h Schließung des Wählerverzeichnisses bedarf die Berich-

§12
Verfahren zur Aufstellung des Wählerverzeichnisses 

, n  Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter entscheidet -  nachi Bil-

hudSrmde re

^ ^ m e ld u n ^ e n t^ re c ^ e n ^ z u ^ r-
eänzen S S u S S S Ä  für die Benachrichtigung der Studie­
renden vS tihrer Eintragung in das Wählerverzeichnis.

r »  D »  S 2  £
birtsfato. Bei Wahlberechtigten aus (tor Grapp« n  enthalt es Na-
men, Vornamen, Geburtsjahr und Wohnort.

§13
r* -x-11__—« Wnlilb^rechtiffte

.  _

(2) Es ist Sache d^ ^ b^ ^ ^ ^ t i? e n WD S ° S o S « i e  u^d
^^lätaräftesSdTnich^verpflichtetfN achforschungen zur Er- 
ihre Hilfskräfte sind meni v p , -t  £alls Postsendungen
mittlung der nc igeti ^  soUen Nachforschungen an-

lieh erscheint.
§ 14

Vorschlagslisten

(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebig viele Bewerberinnen oder 
Bewerber enthalten. ,

,2, Bei d . ,  « • ’ S ““ “ “ "Männer entsprechend l lu O T ^ t  ti^ wiSSenschaftUchen
berücksichtigt werden fü r  die Grappe entspre-
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gemessene Berücksichtigung, ist dies jeweils schriftlich zu be­
gründen und der Vorschlagsliste beizufügen.
(3) In einer Vorschlagsliste können jeweils nur Bewerberinnen 
oder Bewerber aus einer Gruppe (§ 8 Abs. 3 HHG) benannt wer­
den. Bewerberinnen oder Bewerber, die in der jeweiligen Gruppe 
nicht wählbar sind, werden durch Beschluss des Wahlvorstandes 
von der Vorschlagsliste gestrichen.
(4) Die Vorschlagsliste muss den Namen und Vornamen der Be- 
werberin oder des Bewerbers, das Geburtsjahr und die Dienststelle 
oder den Fachbereich enthalten, in der sie oder er tätig ist oder stu­
diert. Bei Studierenden muss zusätzlich die Matrikelnummer an­
gegeben werden.
(5) Mit der Vorschlagsliste ist die schriftliche Einverständmser- 
klärung der in ihr genannten Bewerberinnen und Bewerber zur 
Kandidatur auf diesem Wahlvorschlag vorzulegen. Die Benennung 
ohne Einverständniserklärung ist unzulässig.
(6) Eine Bewerberin oder ein Bewerber darf nur auf einer Vor­
schlagsliste genannt werden. Wird eine Bewerberin oder ein Be­
werber mit deren/dessen Einverständnis auf mehreren Listen ge­
nannt, ist sie oder er durch Beschluss des Wahlvorstandes auf al­
len zu streichen.
(7) Eine Vorschlagsliste wird nur zugelassen, wenn sie mindestens 
fünf Bewerberinnen oder Bewerber umfasst oder von mindestens 
fünf Personen unterstützt wird, die in der jeweiligen Gruppe wahl­
berechtigt sind. Mindestbewerberzahlen und Unterstützer sind 
nur bei den Wahlen nach § 1 a) erforderlich. Wahlbewerber kön­
nen die Vorschlagsliste, auf der sie kandidieren, auch selbst unter­
stützen; eine andere Liste kann nicht unterstützt werden.
(8) Wahlberechtigte können nur eine Vorschlagsliste im Sinne von 
Abs. 6 unterstützen; hat jemand mehrere Vorschlagslisten unter­
zeichnet, ist diese Unterschrift auf allen Vorschlagslisten ungültig.
(9) Eine Vorschlagsliste, die bei ihrer Einreichung im Sinne von 
Abs. 6 ausreichend unterstützt war, ist auch dann zugelassen, 
wenn die unterstützenden Personen der Vorschlagsliste später er­
klären, dass sie diesen Wahlvorschlag nicht länger unterstützen.
(10) Zu jedem Wahlvorschlag ist eine Vertrauensfrau oder ein Ver­
trauensmann unter Angabe der Anschrift und des Fernsprechan­
schlusses zu benennen. Die Vertrauensperson ist zur Abgabe und 
zum Empfang von Erklärungen gegenüber dem Wahl Vorstand^und 
der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter bevollmächtigt. Die Wahl­
organe können jedoch in allen Fällen auch unmittelbar Erklärun­
gen von den Bewerberinnen und Bewerbern entgegennehmen und 
ihnen gegenüber abgeben. Falls keine besondere Benennung er­
folgt gilt die oder der auf dem ersten Platz der Vorschlagliste ge­
nannte Bewerberin oder Bewerber als Vertrauensperson des Wahl­
vorschlags.
(11) Für die Vorschlagslisten, Einverständniserklärungen und Un­
terstützerlisten sind Vordrucke des Wahlamtes zu verwenden. Alle 
Angaben sollen mit Schreibmaschine oder in Druckschrift einge­
tragen werden. Wer einen Wahlvorschlag nach Satz 1 unterstützt, 
hat dabei zu seiner Person dieselben Angaben zu machen, die nach 
Abs. 5 gefordert werden.

---- ----------------- Y ß ---- — ------------------ ------------

(6) Abs. 4 und 5 gelten entsprechend, wenn der Wahlvorstand ein­
zelne Bewerberinnen oder Bewerber von der Vorschlagsliste 
streicht, diese im Übrigen aber zulässt.
(7) Die Reihenfolge der Listen jeder Gruppe wird durch das von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Wahl Vorstandes zu zie­
hende Los bestimmt.

§16
Persönlichkeitswahl

Wird für die Wahl aus einer Gruppe nur eine Liste eingereicht, so 
wird die Wahl als Persönlichkeitswahl durchgeführt. In diesem 
Falle werden sämtliche Kandidatinnen und Kandidaten der Liste 
auf dem Stimmzettel aufgeführt. Die Wahlberechtigten können so 
viele Kandidatinnen oder Kandidaten ankreuzen, wie Sitze zur 
Verteilung anstehen. Stimmenhäufung ist unzulässig.

§17
Wahlunterlagen

(1) Wahlberechtigte erhalten eine Benachrichtigung über ihre Ein­
tragung in das Wählerverzeichnis.
(2) Die Wahlbenachrichtigung soll darüber hinaus den Termin für 
die Einreichung der Vorschlagslisten und die Termine für die 
Briefwahl und die Umenwahl enthalten.
(3) Die Wahlunterlagen für die verschiedenen Gruppen der Wahl­
berechtigten sollen durch die Verwendung verschiedener Farben 
oder verschiedenfarbiger Aufdrucke unterscheidbar sein.
(4) Soweit Wahlvorstand und Wahlleiterin oder Wahlleiter es für 
erforderlich halten, kann den Wahlunterlagen ein Merkblatt bei­
gefügt werden, das die Wahlberechtigten über Einzelheiten näher 
unterrichtet.
(5) Im übrigen sind die Wahltermine, die Besonderheiten des Wahl­
verfahrens und die Art der Bekanntmachung von Entscheidungen 
des Wahlvorstandes durch den Aushang einer gedruckten Wahl­
bekanntmachung an geeigneten Stellen der Universität rechtzeitig 
bekannt zu geben. Außerdem sind die Bekanntmachungen beim 
Wahlamt offenzulegen. Die Wahlbekanntmachung soll auch auf 
die voraussichtlichen Sitzungstermine und Sitzungsräume sowie 
die Geschäftsräume des Wahlvorstandes hinweisen.

§18
Ausgestaltung der Formulare

(1) Soweit im Folgenden nichts Näheres bestimmt ist, entscheidet 
der Wahl Vorstand über die äußere Gestaltung der Wahlunterlagen.
(2) Für jede Gruppe (§ 8 Abs. 1) werden besondere Stimmzettel 
hergestellt. Auf dem Stimmzettel sind die Vorschlagslisten jeweils 
in der Reihenfolge der Losnummer (§ 15 Abs. 7) unter Angabe von 
Name, Vorname, Dienststelle oder Fachbereich der an erster bis 
dritter Stelle genannten Bewerberinnen oder Bewerber aufzu­
führen. Bei Listen, die mit einem Kennwort versehen sind, lst auch 
das Kennwort anzugeben.

§19
Verlust von Wahlunterlagen

Verschriebene oder imbrauchbar gewordene Stimmzettel oder 
Wahlumschläge sind nur gegen Rückgabe zu ersetzen.

Prüfung der Vorschlagslisten
(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb der vom Wahlvorstand be­
stimmten Fristen (§ 5 Abs. 3 Nr. 2) beim Wahlamt einzureichen. 
Das Wahlamt vermerkt auf jeder eingereichten Vorschlagsliste 
Tag und Uhrzeit des Eingangs, prüft die Vorschlagslisten auf ihre 
äußere Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit und weist gegebe­
nenfalls auf Mängel hin. Bis zum Ablauf der nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 
bestimmten Frist können Vorschlagslisten zurückgenommen, 
geändert oder ergänzt werden (§ 14 Abs. 9). Die Mitglieder des 
Wahlvorstandes können während der Dienstzeit jederzeit beim 
Wahlamt Einblick in eingereichte Vorschlagslisten nehmen.
(2) Unverzüglich nach Ablauf der in § 5 Abs. 3 Nr. 2 genannten 
Frist tritt der Wahlvorstand zusammen, um die Vorschlagslisten 
zu prüfen und über ihre Zulassung zu entscheiden; hierzu sind die 
Vertrauensleute der Listen einzuladen. Der Wahlvorstand kann 
die Listen bereits nach ihrem Eingang prüfen und die Vertrauens­
leute auf Mängel hinweisen.
(3) Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht werden oder den 
durch diese Wahlordnung aufgestellten Anforderungen mcht 
genügen, sind nicht zugelassen.
(4) Der Wahlvorstand benachrichtigt unverzüglich die Vertrau­
ensleute der nicht zugelassenen Wahlvorschläge unter Angabe der 
Gründe, aus denen die Zulassung versagt wurde.
(5) Gegen die Nichtzulassung eines Wahlvorschlages kann binnen 
einer Ausschlussfrist von drei Tagen Widerspruch beim Wahlvor­
stand eingelegt werden. Die Frist beginnt mit der Mitteilung der 
Entscheidung des Wahlvorstandes.

§20
Briefwahl

) Auf Antrag werden den Wahlberechtigten rechtzeitig vor der 
fahl die Briefwahlunterlagen zugesandt bzw. ausgehandigt. Die 
riefwahlunterlagen bestehen aus
) 1 Wahlschein mit anhängender „Erklärung zur Briefwahl“

) 1 Stimmzettel je Wahl,
) 1 Wahlumschlag (farbig)
) 1 Wahlbriefumschlag (weiß)
>) Die Wahlberechtigte oder der Wahlberechtigte kennzeichnet 
ersönlich und unbeobachtet den Stimmzettel, legt ihn in den far- 
lieen Wahlumschlag und verschließt diesen durch Zukleben. Sie 
der er unterschreibt mit Ortsangabe und Datum die auf dem 
Wahlschein aufgedruckte Erklärung und steckt den Wahlschein 
ait dieser Erklärung und dem verschlossenen Wahlumschlag in 
len Wahlbriefumschlag. Den verschlossenen Wahlbnef gibt sie 
►der er zur Post.
3) Für die Briefwahl gilt die Stimmabgabe als rechtzeitig erfolgt, 
venn der Wahlbrief bis zum Ablauf der für die BnefwaW festge- 
ietzten Zeit dem Wahlamt durch die Post zugegangen ist. Ls gut 
licht die Aufgabezeit bei der Post.
4) Die beim Wahlamt eintreffenden Wahlbriefe sind bis zur Aus­
zählung ungeöffnet und sicher aufzubewahren. An den letzten 
zwei Tagen vor Ablauf der Brief wähl, spätestens jedoch vor Beginn 
ier Umenwahl, werden die Wahlbriefe in Anwesenheit von zwei
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Mitgliedern des Wahlvorstandes geöffnet. Sind der unterschrie­
bene Wahlschein und der verschlossene Wahlumschlag vorhanden^ 
wird die rechtswirksame Wahlbeteiligung durchl Abhakent un 
Wählerverzeichnis registriert und der ungeöffnete Wahlumschlag 
in eine verschlossene Wahlurne gelegt, wo er-bis zur AuszaMung 
aller Stimmzettel aufbewahrt wird. Wahlbriefe die den verschos­
senen Wahlumschlag oder den Wahlschein mit unterschriebener 
Wahlerklärung nicht enthalten, gelten nicht als Sü^ * k g a b e |s ie  
sind der Wahlniederschrift beizufügen. Die leeren Wahlbnefum- 
schlage sind aufzubewahren.

tpnn orl^r dsr Lifiiicr ucb w c u u c u u u**vv'* o
Zeichens Tag und Uhrzeit des Eintreffens und verwahrt sie un­
geöffnet mindestens sechs Wochen.

§21
Urnen wähl

(1) Allen Wahlberechtigten, die sich nicht an der Briefwahl betei­
ligen wird an den vier nächsten Arbeitstagen nach der Bnefwähl 
Gelegenheit gegeben, an der Urne zu wählen. Uber die Öffnungs­
zeiten der Umenwahl beschließt der Wahlvorstand.
(2) Zur Umenwahl sollen Wählerinnen und WäMer ihre Wahlbe-

nacn q i « a —  -----
rinnen und Wähler über ihre Person auszuweisen.
(3) Zur unbeobachteten Stimmabgabe (Ankreuzen des Stimmzet- 

ist eine der aufgestellten Wahlkabinen aufzusuchen.
W V o r Einwurf des Wahlumschlages in die Urne ist die Wählerin 
bzw. der Wähler im Wählerverzeichnis abzuhaken.
(5) Ein Mitglied des Wahlvorstandes soll sich nach Möglichkeit im 
Wahllokal bereit halten.

§22
Auszählung

(1) Nach Schluss der Wahl erfolgt die Auszählung der Stimmen. 
Soweit der Wahl Vorstand nicht anders beschließt, erfolgt die öf­
fentliche Auszählung der Stimmen und die Feststellung des vor- 
läufigen Wahlergebnisses im Auditorium Maximum.
(2) Für die Auszählung werden die einzelnen Fachbereiche je nach
Größe an Zähltischen zusammengefasst Jeder Zahltisch ist mit
mindestens vier Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern ̂ Zahlern) zu 
besetzen. Sie werden auf Weisung des Wahlvorstandes tätig und 
sind für die ordnungsgemäße Auszahlung verantwortlich. D ^ch  . 
ihre Unterschrift auf den Zählpapieren bestätigen sie die Richtig­
keit ihrer Zählung. Personen, die nicht mit der Auszahlung beauf­
tragt sind, ist der unmittelbare Aufenthalt an den Zahl- und Vor­
standstischen nicht gestattet.

M S S Ä S S Ä
Schläge werden gezählt, die Zahl der Wahlumschläge wird mit der 
zuvor festgestellten Zahl der nach dem Wählerin rzeichms abgege­
benen Stimmen (Haken) verglichen. Stimmen beide Zahlenl mcht

• erein, ist nochmals zu zählen. Das dann festgestellte Ergebnis 
, wie alle nachfolgenden Feststellungen, in das Zahlprotokoll 
einzutragen. *

(4) Die Wahlumschläge werden geöffnet tmd die Stimmzettel her­
ausgenommen und nach den einzelnen Wahlgangen (z.B. Hoch­
schulversammlung, Stupa) geordnet und das weitere Zahlverfah­
ren in dieser Reihenfolge abgewickelt.
(5) Leere Wahlbriefe gelten nicht als Stimmabgabe; sie werden ge­
sondert verwahrt und sind dem Wahlvorstand als Anlage zur 
Wahlniederschrift zu übergeben. Leere. WahlumsĈ g| ti^ r 
Wahlumschläge, die bei gemeinsamen Wahlen nicht alle Stimm­
zettel enthalten, sind mit einem entsprechenden Vermerk zu ver­
sehen und gesammelt dem Wahlvorstand als Anlage zur Wahlme- 
derschrift zu übergeben.
(6) Leere Wahlumschläge sind von der Zahl der Wählerinnen bzw. 
Wähler nach dem Wählerverzeichnis abzusetzen. Ebenso ist für die 
betreffende Wahl zu verfahren, wenn ein Stimmzettel dazu im 
Wahlumschlag nicht vorhanden ist.
(7) Ungültig sind Stimmzettel
1. die nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgegeben sind;
2. die als nicht amtlich erkennbar sind;
3. die nicht gekennzeichnet sind;
4. aus denen sich der Wille der Wählerin oder des Wählers nicht 

zweifelsfrei ergibt;
5. die einen Zusatz oder einen Vorbehalt, gleich welcher Art, ent- 

halten.
(8) Mehrere in einem Wahlumschlag zur gleichen Wahl enthalte- 
nen Stimmzettel, die gleich lauten, werden als “ uc Stimme ge­
zählt. Sind sie unterschiedlich gekennzeichnet, ist die Stimmab-

gäbe ungültig. Stimmzettel, die zu Zweifeln Anlass geben, sind mit 
dem Zählbezirk und mit fortlaufender Nummer zu versehen und 
dem Wahlvorstand zur Beschlussfassung über deren Gültigkeit 
oder Ungültigkeit zu übergeben.
(9) Die bei Verhältnis-/Listenwahl auf jede Vorschlagsliste und die 
bei Persönlichkeitswahl auf die einzelne Kandidatin oder den ein­
zelnen Kandidaten entfallenden gültigen Stimmen werden, unab­
hängig voneinander, von zwei Wahlhelferinnen bzw. Wahlhelfern 
ermittelt. Die von den Zählerinnen und Zählern Unterzeichneten 
Auszählformulare sind vom Wahlvorstand der Wahlniederschrift 
beizufügen.

§23
Feststellung des Wahlergebnisses 

Der Wahlvorstand prüft die Wahlniederschriften der. Wahlaus­
schüsse, entscheidet über Zweifelsfälle und stellt das Wahlergeb­
nis wie folgt fest:
1. Zahl der Wahlberechtigten,
2. Wählerinnen und Wähler nach dem Wählerverzeichnis,
3. Zahl der Wahlumschläge,
4. Zahl der Stimmzettel,
5. Wahlbeteiligung in Prozenten,
6. Stimmabgabe gültig,
7. Stimmabgabe ungültig,
8. Zahl der auf die einzelnen Listen bzw. Kandidatinnen und 

Kandidaten entfallenden Stimmen.

§ 24
Zuteilung der Mandate

(1) Bei Listenwahl erfolgt die Zuteilung der Mandate an die ein­
zelnen Listen nach dem System der mathematischen Proportion 
(Hare-Niemeyer). Dabei werden auf jeden einzelnen Wahlvor­
schlag so viele Sitze zugeteilt, wie ihm im Verhältnis der auf ihn 
entfallenden Stimmenzahlen zur Gesamtstimmenzahl aller an der 
Sitzverteilung teilnehmenden Wahlvorschläge zustehen. Dabei er­
hält jeder Wahlvorschlag zunächst so viele Sitze, wie sich für ihn 
ganze Zahlen ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind 
sie in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die sich nach 
der Berechnung nach Satz 1 ergeben, auf die Wahlvorschläge zu 
verteilen Über die Zuteilung des letzten Sitzes entscheidet bei 
gleichen Zahlenbruchteilen das von der Vorsitzenden oder dem
Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu ziehende Los.
(2) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Abs. 1 ein Wahlvor­
schlag auf den mehr als die Hälfte der Stimmenzahl aller an der 
Sitzverteilung teilnehmenden Wahlvorschläge entfallen ist, mcht 
mehr als die Hälfte der insgesamt zu vergebenden Sitze, so sind die 
nach Zahlenbruchteilen zu vergebenden Sitze abweichend von 
Abs 1 Satz 3 und 4 zu verteilen. In diesem Fall wird zunächst dem 
in Satz X genannten Wahlvorschlag ein weiterer Sitz zugeteilt; für 
die danach noch zu vergebenden Sitze ist wieder Abs. X Satz 3 und 
4 anzuwenden.
(3) Bei Persönlichkeitswahl erfolgt die Zuteilung der Mandate 
nach der Anzahl der auf die Kandidatinnen bzw. Kandidaten ent­
fallenden Stimmen. Das gleiche gilt im Falle des Nachrückens 
beim Freiwerden eines Sitzes. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das von der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden des Wahlvor- 
Standes zu ziehende Los.
(4) Erklärungen, die Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber oder 
Gruppierungen über Wahlbündnisse, Listenverbindungen o. a ab­
gegeben haben, werden dabei nicht berücksichtigt. Eine Übertra­
gung oder Delegation von überhängenden Stimmen ist unzulässig.
(5) Wenn die einer Gruppe nach den Bestimmungen des Hessischen 
Hochschulgesetzes bzw. der Grundordnung der TOD zuzuteilen- 
den Sitze aufgrund des Wahlergebnisses nicht besetzt werden kön­
nen, bleiben sie für diese Amtszeit dieses Organs unbesetzt; da-

Sind in einer truppe iiuxxu.cölcxao *-----------
wird auf Antrag eine Ergänzungswahl in dieser Gruppe durchge­
führt Der Antrag ist innerhalb einer Woche nach Ablauf der Frist 
nach 8 26 Abs 1 beim Wahlvorstand zu stellen und muss von einer 
oder einem in der Ergänzungswahl Wahlberechtigten unterzeich- 
net sein.
(6) Das Wahlergebnis ist unverzüglich am Schwarzen Brett des 
Wahlamtes und gegebenenfalls auf andere Weise bekannt zu ma­
chen. Die Vertrauensleute sind von der Wahlleiterin bzw. dem 
Wahlleiter schriftlich zu benachrichtigen.

§25
Wahlniederschrift

(1) Über die Verhandlungen des Wahlvorstandes und seine Be­
schlüsse sowie über die der Wahlausschüsse sind Niederschriften
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zu fertigen. Sie werden jeweils von der Vorsitzenden bzw. dem. 
Vorsitzenden des Wahl Vorstandes bzw. Wahlausschusses und ei­
nem Mitglied (Schriftführer) unterzeichnet.
(2) Die Wahlniederschriften sollen insbesondere den Gang der 
Wahlhandlung aufzeichnen und besondere Vorkommnisse vermer- 
ken.
(3) Die Stimmzettel und sonstigen Wahlunterlagen sind von den 
Wahlhelferinnen bzw. Wahlhelfern zu bündeln und dem Wahl Vor­
stand als Anlage für die Wahlmederschnft zu übergeben.
(4) Die Wahlniederschriften nebst Anlagen mit allen Wahlunterla- 
gen übergibt der Wahl Vorstand der Wahlleitenn bzw. dem Wahl- 
leiter, der sie mindestens bis zum Beginn der Amtszeit des nach­
folgenden Gremiums aufbewahrt. Sie bzw. er trifft aufgrund die­
ser Unterlagen die ihr oder ihm nach § 27 Abs. 2 obhegenden Ent- 
Scheidungen.

§26
Wahlprüfung

(1) Wird von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter oder von Wahl­
berechtigten geltend gemacht, dass bei der Wahl gegen zwingende 
Vorschriften der Gesetze oder dieser Wahlordnung verstoßen wor­
den sei, tritt der Wahlvorstand in ein Wahlprüfungsverfahren ein. 
Der Antrag dazu kann nur innerhalb von zehn Arbeitstagen nach 
der Bekanntmachung des Wahlergebnisses gern. § 24 Abs. 5 gesteht
werden.
(2) Eine Anfechtung der Wahl mit der Begründung, dass eine 
Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter an der Ausübung ihres 
oder seines Wahlrechts gehindert gewesen sei, weü sie oder er 
nicht oder nicht mit der richtigen Gruppenzugehongkeit in das 
Wählerverzeichnis eingetragen wurde oder dass eine Person an der 
Wahl teilgenommen habe, die zwar in das Wählerverzeichnis ein­
getragen, aber nicht wahlberechtigt war, ist ausgeschlossen, wenn 
dieser Grund nicht bereits vorher gern. § 11 Abs. 6 bis 8 geltend ge­
macht worden ist.
(3) Kommt der Wahlvorstand im Wahlprüfungsverfahren zu der 
Überzeugung, dass die behaupteten, von der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller glaubhaft zu machenden Verstöße oder Form­
fehler das Ergebnis der Wahl beeinflusst haben können, ordnet er 
eine Wiederholungswahl ganz oder für einzelne Gruppen oder für 
einzelne Stimmbezirke oder für einzelne Gruppen in einzelnen 
Stimmbezirken an. Die Entscheidung nach Satz 1 tnfft der Wahl­
vorstand mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Der Beschluss ist 
schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver­
sehen und der Antragstellerin oder dem Antragsteller zuzustellen.

§27

Dauer des laufenden Semesters von dem Mandat beurlauben las­
sen. Abs. 3 gilt entsprechend.
(7) Soweit nachstehend nicht abweichend geregelt, benennt jede 
Inhaberin oder jeder Inhaber eines Mandats für die Dauer der 
Wahlperiode eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter aus der 
gleichen Liste. Ist die Inhaberin oder der Inhaber eines Mandats le­
diglich kurzfristig (in der Regel an nicht mehr als zwei, aufeinan­
derfolgenden Sitzungsterminen) an der Mandatsausübung verhin­
dert, nimmt die nach Satz 1 bestimmte Person die Aufgaben wahr. 
Verhinderte Mandatsträgerinnen oder Mandatsträger sollen ihr 
Nichterscheinen so rechtzeitig anzeigen, dass die Stellvertreterin 
oder der Stellvertreter zur nächsten Sitzung ordnungsgemäß ein- 
geladen werden kann.

II. Wahlen zur Hochschulversammlung und Wahl des 
Hochschulversammlungsvorstandes

§ 28
(1) Die Mitglieder der Hochschulversammlung werden in getrenn­
ten Wahlgängen (Gruppenwahl) unmittelbar in freier, gleicher und 
geheimer Wahl und, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (Listenwahl) gewählt
(2) Die nach § 41 Abs. 4 HHG bzw. Punkt 1.3 der Grundordnung 
der TUD zu benennenden Mitglieder des Hochschulversamm- 
lungsvorstandes werden von den Vertreterinnen oder Vertretern 
der einzelnen Gruppen in der Hochschulversammlung nach den 
Grundsätzen der Persönlichkeitswahl gewählt. § 16 und § 24 
Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend.
(3) Scheidet ein Mitglied des Hochschulversammlungsvorstandes 
aus, so tritt als Ersatzmitglied diejenige/derjenige nicht gewählte 
Bewerber/in aus der Vorschlagsliste ein, die oder der bei der Wahl 
die nächsthöhere Stimmenzahl erhalten hat. Das gleiche gilt, wenn 
ein Mitglied des Hochschulversammlungsvorstandes zeitweilig 
verhindert ist (Stellvertreterin/Stellvertreter).
(4) Die Wahl findet nur statt, wenn der gesamte Vorstand zu Be- 

. ginn einer Wahlperiode gewählt wird.

HI. Wahlen zu den Fachbereichsräten
§29

Wahlen zu den Fachbereichsräten 
Für die Wahlen zu den Fachbereichsräten gelten die §§ 1 bis 27 
entsprechend, sofern nachfolgend nichts Anderes bestimmt ist.

§30
Zeitpunkt der Wahlen

Die Wahlen zu den Fachbereichsräten sollen gleichzeitig mit den 
Wahlen zur Hochschulversammlung durchgeführt werden.

Nachrücken und Stellvertretung
(1) Das Ausscheiden, die Beurlaubung oder die Abordnung von 
Wahlbewerbem, denen ein Sitz zugeteilt wurde, ist der Wahlleite- 
rin bzw. dem Wahlleiter anzuzeigen.
(2) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter stellt fest, wer anstelle ei­
ner bzw. eines Ausgeschiedenen nachrückt. ____________
(3) Verliert die Inhaberin bzw. der Inhaber eines Mandats das pas­
sive Wahlrecht, ruht das Mandat, es sei denn, die Mandatsinhabe­
rin bzw. der Mandatsinhaber beantragt das Gegenteil. Ruht das 
Mandat, tritt die nächste Wahlbewerberin bzw. der nächste Wahl­
bewerber aus der Liste der Mandatsinhaber oder Mandatsinha­
berrinnen bzw. die Wahlbewerberin oder der Wahlbewerber mit 
der höchsten Stimmenzahl, der/dem bisher noch kein Mandat zu­
geteilt worden ist, als Nachrücker ein. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Wahlvorstandes zu ziehende Los. Nachrücker verlieren ihr Man­
dat, sobald das passive Wahlrecht der ursprünglichen Mandatsin­
haber wieder auflebt, bleiben aber weiterhin Wahlbewerber.
(4) Ist die Inhaberin oder der Inhaber eines Mandates ausgeschie­
den, rückt die nächste Wahlbewerberin oder der nächste Wahlbe­
werber aus der Liste der oder des Ausgeschiedenen bzw. die Wahl­
bewerberin oder der Wahlbewerber mit der höchsten Stimmen­
zahl, der/dem bisher noch kein Mandat zugeteilt worden ist, nach 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das von der Vorsitzenden bzw. 
dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu ziehende Los. Ein Ein­
treten nach Abs. 3 ist keine Mandatszuteilung in diesem Sinne.
(5) Sind auf einer Vorschlagsliste Bewerberinnen oder Bewerber, 
die nachrücken bzw. eintreten könnten, nicht mehr vorhanden, 
bleibt der Sitz für die restliche Amtszeit des Organs unbesetzt. 
Sind auf diese Weise in einer Gruppe mindestens die Hälfte der 
Sitze vakant, findet für den Rest der Amtszeit, sofern diese nach 
Durchführung der Wahl mehr als vier Monate beträgt, auf Antrag 
eine Ergänzungswahl innerhalb dieser Gruppe statt.
(6) Ist die Inhaberin oder der Inhaber eines Mandats für längere 
Zeit verhindert, kann sie oder er sich auf Antrag jeweils für die

§31
Erklärung über das Wahlrecht

(1) Jede Wahlberechtigte bzw. jeder Wahlberechtigte ist nur m ei­
nem und nur in dem gleichen Fachbereich aktiv und passiv wahl­
berechtigt.
(2) Die Entscheidung der Wahlberechtigten, in welchem Fachbe­
reich sie ihr Wahlrecht ausüben wollen, kann nur zu Beginn eines 
neuen Semesters geändert werden.
(3) Studierende, die Mitglieder mehrerer Fachbereiche sind, kön­
nen bei der Immatrikulation oder Rückmeldung erklären, in wel­
chem Fachbereich sie ihr Wahlrecht ausüben wollen.
(4) Das Wahlrecht soll in dem Fachbereich ausgeübt werden, in 
dem für die Wahlperiode der Schwerpunkt des Studiums hegt. 
Wird keine Erklärung bis zum Ablauf des Rückmeldetermins ab­
gegeben, bestimmt sich die Wahlberechtigung nach den Regelun­
gen, die vom Präsidium beschlossen werden.

§ 32
Festlegung der Zahl der zu Wählenden

1) Für die Zusammensetzung des Fachbereichsrates gelten die Be- 
jtimmungen des HHG bzw. der Grundordnung der TUD.
2) Gehören einer Gruppe zum Zeitpunkt der Wahl nicht mehr 
Wahlberechtigte an als Vertreterinnen und Vertreter zu wahlen 
>ind, sind diese ohne Wahl Mitglieder des Fachbereichsrates (§ 14

§33
Änderungen in der Zusammensetzung des Fachbereichsrates 

und Nachrückverfahren
(1) Verändert sich im Falle des § 15 Abs. 1 HHG die Zahl der Pro­
fessorinnen und Professoren eines Fachbereiches während der 
Amtsperiode, gilt für die Zusammensetzung des Fachbereichsrates 
(§ 50 Abs. 2 HHG) der Erhalt der Parität, wobei gegebenenfalls die 
einer Gruppe zuletzt zugeteilten Mandate erlöschen.
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(2) Können nicht alle der Gruppe I — Professorengruppe — zuste­
henden Sitze zugeteilt und besetzt werden, verringert sich die Zahl 
der Vertreterinnen und Vertreter der übrigen Gruppen bei Erhalt 
der Parität.
(3) Verändert sich die Zahl der Professorinnen und Professoren im 
Fachbereichsrat im Laufe der Amtsperiode durch den Rücktritt ei- 
ner/eines oder mehrerer Professorinnen und Professoren, hat dies 
keine Auswirkungen auf die übrige Zusammensetzung des Fach­
bereichsrates.
(*4) Die Feststellungen nach Abs. 1 bis 3 trifft die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter.

IV. Wahlen zum Senat
§34

(1) Die Mitglieder des Senats werden von den Vertreterinnen und 
Vertretern ihrer Gruppe in der Hochschulversammlung nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl in einem einheitlichen Verfahren 
(Gesamtwahl) gewählt. Für die Zuteilung der Sitze gilt § 24 ent­
sprechend.
(2) Der Hochschulversammlungsvorstand bestimmt den Zeit­
punkt, zu dem der Senat gebildet werden soll. Dies soll spätestens 
in der 2. Sitzung nach der jeweiligen Hochschulversammlungs­
wahl erfolgen. Hierzu lädt er die Mitglieder der Hochschulver­
sammlung 8 Tage vorher schriftlich ein. Die Wahlunterlagen sol­
len ihnen spätestens zu Beginn der Sitzung zur Verfügung stehen.

§ 35

Ifcoweit der IV. Abschnitt keine Regelungen trifft, gelten die Be­
stimmungen des I. Abschnittes entsprechend.

§36
Nach Zuteilung der Mandate werden jeweils für ein Mandat 
zunächst die ersten Stellvertreterinnen und Stellvertreter, dann , 
die zweiten Stellvertreterinnen und Stellvertreter in der Reihen­
folge des Wahlvorschlags nach dem in § 24 festgelegten Verfahren 
bestimmt.

§37
Wird ein Senatssitz während der Amtsperiode frei oder ist die 
Mandatsträgerin oder der Mandatsträger verhindert, nimmt die 
Stell Vertreterin bzw. der Stellvertreter das Mandat wahr. Bei Ver­
hältniswahl ist innerhalb einer Liste die nach § 24 festgestellte 
Reihenfolge der Mandatsträgerinnen oder Mandatsträger für die 
Reihenfolge der Stellvertretung maßgebend. Dabei wird jeweils 
der Mandatsträger von demjenigen nicht gewählten Listenbewer­
ber mit der entsprechenden Rangstelle vertreten. Bei Persönlich­
keitswahl gilt für die Stellvertretung die Reihenfolge der nach § 24 
Abs. 3 erfolgten Zuteilung von Mandat und Vertretung. Steht die 
erste Stellvertreterin oder der erste Stellvertreter nicht zur Verfü­
gung, nimmt die zweite Stellvertreterin oder der zweite Stellver­
treter das Mandat wahr. Steht auch diese bzw. dieser nicht zur 
Verfügung, bleibt der Sitz frei. Im Falle einer Beurlaubung oder 
Abordnung im Sinne des § 8 Abs. 5 gilt die vorstehende Regelung 
nur für die Dauer der Beurlaubung oder Abordnung.

V. Wahlen zu den Fachbereichsausschüssen 
§38

Die Fachbereichsausschüsse werden von der jeweiligen Gruppe im 
Fachbereichsrat gewählt. Die Zusammensetzung bestimmt sich 
nach § 53 HHG und den Bestimmungen der Grundordnung. Für 
die Wahl gilt § 13 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 HHG.

VI. Wahlen zu den Direktorien der wissenschaftlichen 
und technischen Einrichtungen

§39
(1) Werden Wahlen für die Direktorien der wissenschaftlichen und 
technischen Einrichtungen durchgeführt, gelten für die Wahl der 
Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der wissenschaftlichen 
sowie der administrativ-technischen Mitglieder die Vorschriften 
des Abschnitts IH mit Ausnahme von § 30 entsprechend. Die Wahl 
findet als Persönlichkeitswahl statt, wobei für das Nachrücken 
von Ersatzmitgliedern und die Stellvertretung im Verhinderungs- 
fall § 27 entsprechend gilt.
(2) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter bestimmt den Termin für 
die Wahlen zum Direktorium und der Wahl der Geschäftsführen­
den Direktorin oder des Geschäftsführenden Direktors. Sie oder er 
kann die Dekanin/den Dekan des zuständigen Fachbereichs mit 
der Durchführung der Wahl beauftragen.
(3) Die Wahlen finden grundsätzlich als Umenwahl statt.
(4) Die dem Direktorium angehörenden Studierenden werden von 
den Vertreterinnen und Vertretern der Studierenden in den Fach­
bereichsräten der beteiligten Fachbereiche gewählt. Sofern die 
wissenschaftliche oder die technische Einrichtung keinem Fach­

bereich zugeordnet ist, werden die Vertreterinnen und Vertreter 
der Studierenden für das Direktorium von den Vertretern ihrer 
Gruppe in der Hochschulversammlung gewählt. Die Wahl findet 
als Persönlichkeitswahl statt, wobei für das Nachrücken von Er- 
satzmitgliedem sowie die Stellvertretung im Verhinderungsfall 
§ 27 entsprechend gilt.
(5) Für die Wahlen zum Forum für Lehrer(innen)bildung gilt § 39 
entsprechend.

VH. Wahl oder Abwahl der Universitätspräsidentin 
oder des Universitätspräsidenten

§ 40
(1) Die Hochschulversammlung wählt die Präsidentin oder den 
Präsidenten.
(2) Zur Vorbereitung der Wahl der Präsidentin oder des Präsiden­
ten wird spätestens acht Monate vor Ablauf der Amtszeit oder un­
verzüglich nach Ausscheiden der Amtsinhaberin oder des Amtsin­
habers ein Vorbereitungsausschuss gebildet.
(3) Der Vorbereitungsausschuss besteht aus der Vizepräsidentin 
oder dem Vizepräsidenten und den Mitgliedern des Hochschulver­
sammlungsvorstandes. Der Vorsitz und die Geschäftsführung des 
Vorbereitungsausschusses obliegt der Vizepräsidentin oder dem 
Vizepräsidenten. Sind zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsi­
denten gewählt, sind beide Mitglieder des Vorbereitungsausschus­
ses. Über den Vorsitz und die Geschäftsführung in diesem Falle 
entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. Der Vorberei­
tungsausschuss beschließt mit der Mehrheit der Stimmen der An­
wesenden. Wird eine Gruppe bei Anwesenheit der Hälfte ihrer 
Mitglieder in ihrer Gesamtheit überstimmt, findet eine erneute Be­
schlussfassung über die Angelegenheit statt. Die zweite Be-

' schlussfassung darf nicht vor Ablauf einer Woche und nicht spä­
ter als drei Wochen nach der ersten Sitzung stattfinden.
(4) Der Vorbereitungsausschuss legt den zeitlichen Ablauf des 
Wahlverfahrens fest. Dabei hat er für einen zügigen Gang des Ver­
fahrens Sorge zu tragen.
(5) Der Vorbereitungsausschuss schreibt die Stelle der Präsidentin 
oder des Präsidenten aus, prüft die eingegangenen Bewerbungen 
und lädt geeignete Bewerberinnen und Bewerber zur öffentlichen 
Befragung in der Hochschulversammlung ein. Es können auch Be­
werberinnen und Bewerber eingeladen werden, die sich nach Ab­
lauf der Ausschreibungsfrist, spätestens jedoch eine Woche vor der 
öffentlichen Befragung, beworben haben .
(6) Nach Ablauf der Bewerbungsfrist gibt der Vorbereitungsaus­
schuss den Mitgliedern der Hochschulversammlung die Namen der 
zur Befragung Eingeladenen bekannt. Nach Einladung der Bewer­
berinnen und Bewerber zur öffentlichen Befragung können deren 
Namen veröffentlicht und ihre Bewerbungsunterlagen durch Mit­
glieder der Hochschulversammlung eingesehen werden. Die Be­
werberinnen und Bewerber sind auf diese Regelungen hinzuwei­
sen.
(7) Der Senat stellt einen Wahlvorschlag auf. Der Wahlvorschlag 
soll mehrere Bewerberinnen und Bewerber benennen. Stehen meh-

. rere Wahlvorschläge zur Abstimmung an, wird zunächst über den 
Wahlvorschlag abgestimmt, der die größere Zahl von Bewerberin- 
nen/Bewerbem aufweist. Bei gleicher Zahl der Bewerberinnen 
und Bewerber entscheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
über die Reihenfolge der Abstimmungen. Der Senat erörtert den 
Wahl Vorschlag vor der Wahl mit dem Hess. Ministerium für Wis­
senschaft und Kunst.
(8) Die Hochschulversammlung wählt aufgrund des Wahlvor­
schlags die Präsidentin oder den Präsidenten. Wahl Vorstand ist 
der Hochschulversammlungsvorstand. Gewählt ist diejenige Kan­
didatin oder derjenige Kandidat, die oder der die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder der Hochschulversammlung auf sich ver-

• eint. Findet im ersten Wahlgang keine Kandidatin oder kein Kan­
didat die erforderliche Mehrheit, findet ein zweiter Wahlgang 
statt Wird in diesem Wahlgang keine Präsidentin oder kein Präsi­
dent gewählt, findet ein dritter Wahlgang statt. Für diesen Wahl­
gang gilt: hat nur eine Bewerberin oder ein Bewerber die höchste 
Stimmenzahl erreicht, so sind diese oder dieser sowie alle Zweit­
plazierten — und nur diese — wählbar,.haben zwei oder mehr Be­
werberinnen oder Bewerber die höchste Stimmenzahl erhalten, so 
sind nur noch diese wählbar.
(9) Findet auch im dritten Wahlgang keiner der Kandidatinnen 
oder der Kandidaten die erforderliche Mehrheit, so ist dieser 
Wahlgang einmal zu wiederholen. Hat der dritte Wahlgang unter 
mehr als zwei Kandidatinnen oder Kandidaten stattgefunden, ist 
Abs. 8 Satz 6 erneut anzuwenden. Wird auch in diesem Wahlgang 
keine Präsidentin oder kein Präsident gewählt, so ist das Wahl­
verfahren beendet und das Amt alsbald neu auszuschreiben.



(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder der Hochschulversammlung abge­
wählt werden.
(2) Zur Abstimmung bedarf es eines schriftlichen Antrags von min­
destens 12 Mitgliedern der Hochschulversammlung.
(3) Zu der Sitzung, in der über den Antrag auf Abwahl abgestimmt 
werden soll, ist mindestens zwei Wochen vorher einzuladen.
(4) Die Abstimmung ist geheim.

Vm. Wahl der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten
§ 42

Die Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten werden auf Vor­
schlag der Präsidentin oder des Präsidenten von der Hochschul- 
versammlung aus dem Kreis der Mitglieder der Universität ge­
wählt.

EX. Übergangs- und Schlussbestimmungen
§43

(1) Aufgrund des § 79 HHG in der Fassung vom 28. März.1995 
gehören die Dozentinnen/Dozenten (Beamtinnen/Beamte auf Zeit) 
mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe I -  ProfessonMen/Professo- 
ren — die Dozentinnen/Dozenten (Beamtinnen/Beamte auf Wi­
derruf) mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe II — wissenschaftli­
che Mitarbeiter/innen —. Diese Vorschrift tritt mit Ablauf des Jah­
res 2008 gern. § 115 Abs. 1 HHG außer Kraft.
(2) Bis zur konstituierenden Sitzung der im Wintersemester 
2000/2001 zu wählenden Hochschulversammlung nimmt der 
XV Konvent die Aufgaben der Hochschulversammlung und der 
Konventsvorstand die Aufgaben des Hochschulversammlungsvor­
standes war.

§44
Die Wahlordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Wahlordnung vom 25. November 1993 (ABI. 1994 S. 982) m der 
Fassung vom 2. Juli 1997 (ABI. 1997 S. 3101) und die Teü-Wahl- 
ordnung der Technischen Universität Darmstadt für die Wahl zum 
Senat hn Wintersemester 1999/2000 vom 4. November 1999 
(Staatsanzeiger S. 3483) außer Kraft.

Darmstadt, 28. November 2000
Der Präsident der Technischen Universität Darmstadt 
Prof. Dr.- Ing. Johann-Dietrich W ö r n e r

Einstellung des Aufbaustudiengangs Joint European 
Masters Degree in Software Development (JEM) im Fach­
bereich Informatik der Fachhochschule Wiesbaden;

h i e r :  Bekanntmachung

Die Fachhochschule Wiesbaden hat gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 4 HHG 
beschlossen, den o. g. Aufbaustudiengang zum Wintersemester 
2001/2002 (28. Februar 2002) einzustellen. Es werden keine Stu­
dierenden mehr auf genommen.

Wiesbaden, 18. Dezember 2000

Hessisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 
H H 2  — 486/680(4) — 1
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Einstellung des Studiengangs Patentingenieurwesen/ 
Technische Physik im Fachbereich Physikalische Technik 
der Fachhochschule Wiesbaden;

h i e r :  Genehmigung

Nach 5 94 Abs. 1 Nr. 3 des Hessischen Hochschulgesetzes in der 
Fassung vom 31. Juli 2000 (GVB1.1 S. 374) genehmige ich hiermit 
die Einstellung des o. a. Studienganges mit Ablauf des 28. Februar 
2006. Es werden keine Studierenden mehr auf genommen.

Wiesbaden, 18. Dezember 2000
Hessisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 
HH  2 — 486/655—10
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FÜR W IRTSCHAFT, VERKEHR UND LANDESENTW ICKLUNG

Rechtsverordnung über Beförderungsentgelte für den Ge­
legenheitsverkehr mit Taxis
B e z u g :  Erlass vom 19. September 1990 — HI a 12 66 o

— 16.05

Die Gültigkeit meines Bezugserlasses ist am 19. September 2000 
ausgelaufen. Er wird nicht erneuert. Stattdessen gebe ich die fol­
genden
Empfehlungen für die Bildung von Beförderungsentgelten für den 
Gelegenheitsverkehr mit Taxis

I.
Grundsätze

Taxis sollen der Ergänzung des öffentlichen Verkehrs dienen. Zur 
Erfüllung dieser im öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe soll 
ein Taxitarif angeboten werden, der nach Höhe und Ausgestaltung 
einen Anreiz zur Benutzung von Taxis bietet. (Grundsatz des at­
traktiven Preises)
Ein preisgünstiger Tarif wird nur dann seine volle Anziehungs­
kraft entfalten, wenn er für den Fahrgast leicht durchschaubar 
und kontrollierbar ist (Grundsatz der Transparenz). Dies setzt em 
möglichst einfaches Tarifschema voraus. Die Berechnung von 
Leistungen, auf deren Höhe der Fahrgast keinen Einfluss hat, ist 
zu vermeiden. Der unternehmerische Aufwand für zum Beispiel 
Bereitstellung des Fahrzeuges, Anfahrt, bargeldlosen Zahlungs­

verkehr, unrentable Kurzstrecken und anderes soll uber dieTant- 
Gestaltung des Grund-, Kilometer- und Zeitpreises abgedeckt wer- 
den Die Zahl der Zuschläge soll auf das unumgänglich Notwen­
dige begrenzt, zusätzliche Gebühren vermieden werden.
Grundvoraussetzung jeglicher Tarifgestaltung i s t ^ j U e T a ä s  
des ieweiligen Tarifgebietes über entsprechend eichfahige laxa 
meter verfügen und damit gewährleistet ist, dass alle Bestandteile 
eines genehmigten Tarifs ohne jegliche manuelle Eingriffe erfasst 
werden können. (Grundsatz des Vertrauens)

H:
Einzelempfehlungen

1 Für die Festsetzung des Tarifgebiets (Pflichtfahrgebiet) smd 
für den Fahrgast erkennbare Kriterien wie Gemarkungsgren­
zen maßgebend. Bei Ausdehnung des Tarifgebietes über den 
Zuständigkeitsbereich einer Genehmigungsbehorde hinaus ist 
insbesondere § 51 Abs. 4 PBefG zu beachten.

2. Bestandteile des Tarifs sind
• Grundpreis
.  Kilometerpreis als Vergütung für die gefahrene Wegstrecke

• Zeitpreis als Vergütung für die Wartezeiten
• Pauschale Zuschläge für zum Beispiel Beförderung von 

Gepäck, Tieren oder für Fahrten im Großraumtaxi


